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Der 60 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 200 Februar 1968 durch

Senatspräsident Dro L a n g k e i t

—Vorsitzender—y

Bundesrichter S p i e l m e y e r und

Bundesriehter. Sehroeder—Printzen9

\ ' Bundessozialrichtcr Drc L e u t k e und
Bundessozialrichter Dr° H a s s e l k u s s

für Recht erkannt;

Auf die Revisionen des Klägers und der Beklagten wird das

Urteil des Landessozialgeriehts Nordrhein—Westfalen vom
300 November 1965 aufgehobeno

..!

;

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgerieht zurüekverwieseno

Der Kläger ist als Zahnarzt in Hövelhof bei Paderborn in

eigener Praxis nicdergelassen° Als sein Kassenzahnarztsitz

ist Hövelhof bestimmto

„ 1

Im Januar 1962 beantragte der Kläger bei der beklagten Kassen—

zehnärztlichen Vereinigung (KZÄV)9 ihn an der kassenzahnärzt—

lichen V rsorgung der Insassen des Lagers Sozialwerk Stuken—

broek zu beteiligen() Dieses Lager gehört weder zum Bezirk

des dem Kläger zugewiesenen Kassenerztsitzes noch zum Bezirk

eines sonstigen Kassenzahnarztsitzeso In Hövelhof sind drei

3 —-3—
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und in Stukenhroek zwei Zahnärzte zur kassenzahnärztlichen

Versorgung zugelassene ‘

Im Juni 1962 wiederholte der Kläger seinen Antrag, die Beklagte

solle beim Zulassungsaussehuß (ZA) beantragen9 ihnugemäß @30

der Zulassungsordnung für Kassenzahnärzte (ZOZ) an der kassen—
zahnärztlichen Versorgung der Insassen des Lagers Sozialwerk

Stukenbrock zu beteiligen° Er legte dazu einen Bescheid des
Innenministers des Landes Nordrhein—Westfalen vom 70 Juni 1962

vor9 durch den ihm die Genehmigung zur Errichtung einer zahn—

ärztlichen Zweigpraxis im genannten Lager erteilt werden war

und der den Hinweis enthielt, diese Ausnahmeregelung schließe

nicht die Erlaubnis zur Behandlung von Mitgliedern der BVG—_

Kassen eine Die Beklagte teilte dem Kläger mit? daß sein Antrag

auf Beteiligung als solcher auf Genehmigung einer kassenzahn—

ärztlichen Zweigpraxis gewertet werde7 uber den nach 9 6 des

am 1„ Juni 1962 in Kraft getretenen
Buddesmantelvertrages

für

Zahnärzte (BMVZ) der Vorstand der KZÄV zu entscheiden habe°

Durch Bescheid vom 250 Juli 1962 lehnte der Vorstand der KZÄV

den Antrag des Klägers abo Zur Begründung wurde ausgeführt?

für die Unterhaltung einer kassenzahnärztliehen Zweigpraxis

im Sozialwerk Stukenhrock bestehe keine Notwendigkeit0 Außerdem

müsse besonderer Wert auf die freie Zahnarztwahl gelegt werden‚

die nicht mehr gewährleistet sei? wenn der Kläger allein im

Sozialwerk Stukenbrock als Kassenzahnarzt tätig wäreo

Entsprechend der Reehtsmittelbelehrung in dem Bescheid hat

der Kläger Klage vor dem Sozialgdrieht (SG) erhobeno Durch Urteil

vom 280 Januar 1964 hat das SG Detmold in der Besetzung mit

zwei Kassenzahnärzten den Bescheid der Beklagten aufgehobeno

Gegen dieses U teil hat die Beklagte Berufung eingelegt mit dem

Antrag9

das Urteil des SG aufzuheben und die K1age abzuweisen°
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Der Kläger hat beantragt?

die Berufung zurückzuweiseno

In der mündlichen Verhandlung hat der Kläger beantragt9

im Wege der Anschlußberufung unter Aufhebung

des Bescheides vom 230 Juli 1962 die Be—

klagte zu verpflichten9 ihre Zustimmung zurv

kassenzahnärztliehen Tätigkeit des Klägers

im Sozialwerk Stukenbroek zu erteilen?

hilfsweise$
_

die Beklagte zu verurteilen9 beim ZA für

Zahnärzte für den Regierungsbezirk Detmold
zägunsten der zahnärztlichen Tätigkeit des

Klägers im Sozialwerk Stukenbrock einen in—

trag gemäß 5 50 ZOZ zu stellen°

Durch Urteil vom 300 November 1965 hat das Landessozialge—

richt (LSG) Nordrhein—Westfalen die Berufung der Beklagten

und die Anschlußberufung des Klägers zurückgewiesen„ Es hat

ausgeführt: Der Senat sei mit je einem Landessozialrichter

aus dem Kreise der Krankenkassen und der Kassenzahnärzte

richtig besetzt geweseno Zwar sei mit der Klage in erster

Linie ein Verwaltungsakt der KZÄV angefochten wordeno_Der

Kläger habe jedoch gerade geltend gemacht, daß nicht diese9

sondern der ZA für die Zulassung zur Zweigpraxis zuständig

gewesen sei? und die Besetzung des Gerichts richte sich nach

dem Klagevorbringen„ Die Nichtdurehführung eines Vorverfahrens

sei damit zu rechtfertigen? daß die Beklagte für diese Fälle

eine Widerspruchsstellc nicht errichtet habe„ edcr das Ge—

setz über Kassenarztreeht (GKAR) noch die auf ihm beruhende
ZOZ enthielten irvendwelche Vorschriften? die sich mit der
Regelung der Ausübung der kassenzahnärztlichen Tätigkeit in

einer Zweigpraxis befaßten„ Dies sei nicht nur versehentlich

„ 5 _
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vom Gesetz— und Verordnungsgeber unterlassen werdeno Dagegen

spreche9 daß zu anderen Fragen der Ausübung kassenzahnärztlicher

Tätigkeit Regelungen9 die einen Genehmigungsvorbehalt enthielten9

ergangen seienv Es bestanden gewichtige Gründe für die Annahme?

daß der Genehmigungsvorbehalt in 5 6 Abso 6 BMVZ nicht wirksam

und nicht zulässig sei? wenn er für die zahnärztliche Behandlung

von Versicherten in einer Zweigpraxis Bedingungen aufstelle, die

über die allgemeinen Bestimmungen des zahnärztlichen Berufsrechts

und des Zulassungsrechts‘hinausgingeno Selbst wenn man den Ge—

nehmigungsvorbehalt für zulässig erachte‚ wäre die Beklagte jeden—

falls nicht die für die
ähtscheidung

über den Genehmigungsantrag

zuständige Stelle gewesen° Der Kläger beééhre nämlich„ die Zweig;

praxis in einem Bezirk auszuüben9 der nicht zu seinem Kassenarzt—

sitz gehöre° Einer Entscheidung über seinen Genehmigungsantrag

—dessen Erforderlichkeit unterstellt— müss daher notwendigerweise

eine Änderung (Erweiterung) des Bezirks des ihm zugewiesenen

Kassenarztsitzes vorausgeheno Grundvoraussetzung für die Ausübung
jedweder kass0nzahnürztlichcn Tätigkeit durch die Abhaltung von
Sprechstunden an einem bestimmten Ort sei„ daß der Zahnarzt für

eben diesen Ort zur Versorgung des Versicherten zugelassen seio

Aus diesem Grunde sei eine Neuabgrenzung des Kassenarztsitzes
erforderliche Sowohl die Zuweisung des Kassenarztsitzes an den

einzelnen Zahnarzt als auch die räumliche Abgrenzung dieses Sitzes

seien der vertraglich nicht abdingbaren Kompetenz der eigens

hierfür geschaffenen Zulass„ngsgremien vorbehaltene typische

Angelegenheiten des Zulassungsrechtso Daraus folge7 daß alsdann

auch über die etwa erforderliche Genehmigung zur Ausübung der

kassenzahnürztlichen Zweigpraxis in déh neu abgegrenzten Bezirk

die Zulassungsgremien zu entscheiden hätteno Sofern in g 6 Abs„ 6

Satz 1 BMVZ eine Zuständigkeit der LZÄV begründet sein sollte?

wäre sie wegen Verstoßes gegen die Kompetenz der Zulassungs—

gremien unbeaehtlicho

_ 5 _

1
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Die Anschlußberufung sei ebenfalls unbegründeto Sei entweder

eine solche Zustimmung schlechthin nicht erforderlich oder

doch zumindest die Beklagte nicht die für ihre Erteilung zu—

ständige Stelle9 so könne sie auch nicht zur Abgabe einer zu—

stimmenden Erklärung für verpflichtet gehalten werdeng

Aber auch der Antrag des Klägers auf Verurteilung der Beklagten

zur Vornahme einer Antragstellung gemäß @ 50 ZOZ sei nicht

begründet9 da ihm ein subjektives öffentliches Recht nicht

zur seite stünde°

Gegen dieses Urteil haben sowohl der Kläger als auch die Be—

klagte die —zugelassene— Revision eingelegto

Die Beklagte beantragt?

das angefochtene Urteil abzuändern und die

Klage abzuwcisen°

Sie macht geltend; Es gebe zwar keine Regelung über die Zweig—

praxis mehr9 es habe aber auch keiner der Beteiligten etwas

gegen die Gültigkeit des @ 6 fbs„ 6 BMVZ einzuwenden gehabto

Diese Bestimmung werde im übrigen durch 5 368 n Abs° 1 und

5 368 g Abs° 1 der Reichsversicherungsordnung (RVG) gestützto

Das Verfahren bei der KZÄV sei auch wesentlich ökonomischer0

Der Kläger beantragt9

10 die Revision der Beklagten zurückzuweisen,

20 das angefochtene Urteil abzuändern und
a) unter

Adfhcbung*des
Bescheides vom

250 Juli 1962 die Beklagte zu ver—

pflichtcn7 ihre Zustimmung zur kassen—

zahnärztlichen Tätigkeit des Klägers

im Sozialwerk Stukenbrock zu erteileno
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b) hilfsweise: die Beklagte zu verpflichten9

beim Zulassungsausschuß für Zahnärzte für

den Regierungsbezirk Detmold zugunsten der

kassenzahnärztlichen Tätigkeit des Klägers

im Sozialwerk Stukenbrock einen Antrag ge—

mäß @ 30 ZPO zu stellen; ‘t'

50 hilfsweiseä das angefochtene Urteil mit den ihm zu—

grunde
liegenden

Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG in Essen zurückzuverweiseno

\
Er hält das Urteil des LSG insoweit für richtig; als er obge—

siegt hat0 Im übrigen ist er der Meinung‚ er habe ein Recht

darauf? eine Zweigpraxis im Lager Stukenhrock zu errichteno

Hätte das L G die von ihm angebotenen Beweise erhoben‚ so hätte

sich ergeben‚ daß eine ausreichende Versorgung der EVO—Versicher—

ten durch die in den umliegenden Ortschaften ansässigen Kassen-

zahnärzte nicht gewährleistet sei° Seine Beteiligung im Sinne

des 5 30 ZOZ hinsichtlich der RVO—Versiehextcn müsse mithin als

notwendig anerkannt WGldena "

Die Beklagte beantragt demgegenüber? g „,t

die Revision des Klägers zurückzuweisen°

Der beigeladene Landesverband der Ortskrankehkassen Westfalen—

Lippe beantraät,
_

’ „ „i

das U1tcil des LSG Nordrhein—Westfalen abzuändern

und die Klage abzuweiseno ” l [
'

.
\ ‘'

Der beigeladene Landesverband der Betriebskrankenkassen bean—

tragt, ‘ :.‘ l

das Urteil des LSG abzuändern und die Klage abzu—

weisen„

Der beigeladene Zulassungsausschuß für Zahnärzte stellte keinen

Antrago
&
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Der Senat hat zunächst geprüft? in welcher Besetzung er über

den vorliegenden Rechtsstreit zu entscheiden hate Bei der

Abgrenzung der Angelegenheiten des Kassenarztreehts (@ 12

Abs0 3 Satz 1 ioVom0 @ 35 Satz 23 $ 40 Satz 1 des Sozialge—

richtsgesetzes —SGG—)von denen der Kassenzahnärzte (@ 12
Abs° 5 S'tz 2 „GG) kommt es nach ständiger Rechtsprechung

des Senats (vglo zuletzt BSG 26; 169 17) nicht darauf an?
in welcher Besetzung die Verwaltungsstelle tatsächlich ent—

schieden hat° Maßgebend ist vielmehr„ wie sie von Rechts

wegen zu besetzen gewesen wäreo Entscheidend ist mithin‚

ob die Verwaltungsstclle7 die die vom Kläger beantragte Ente

scheidung zu treffen hatte7 ausschließlich mit Kassenzahn—

ärzten zu besetzen gewesen ist„ Diese Frage beurteilt sich nach

materiellen Reeht° Sie war im vorliegenden Fall zu bejaheno

Über den Antrag des Klägers? ihm die Eröffnung einer Zweig—

praxis zu gestatten; mußte die beklagte KZÄV selbst entschei—

deno @ 30 ZOZ findet keine Anwendungo

Nach Abs„ 1 Satz 1 aaO kann der ZA auf Antrag der KZÄV in
besonderen Fällen zur Sicherstellung der kassenzahnärztliehen

Vers rgung7 insbesondere zur Beheb ng eines Notetandesv zur
Versorgung eines begrenzten Personenkreis s oder für be“

stimmte zahnärztliche Leistungen? Zahnärzte bis zur Dauer

eines Jahres an der kassenzahnärztlichen Versorgung beteilié

gen° Gemäß Abs„ 5 aaO hat der beteiligte Zahnarzt für die

Dauer und den Umfang seiner Beteiligung die Rechte und

Pflichten eines Kassenzahnarztes° Ein Kassenzahnerzt hat diese

aber bereits mit seiner Zulassungo Daraus ergibt sich‚ daß

@ 30 ZOZ auf bereits zur Kassenpraxis zugelassene Zahnärzte

keine Anwendung findet° Für diese Auffassung spricht auch

Abs° 2 aaO,9 der besagt, daß nur ein Zahnarzt beteiligt »

_.9„_‚
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werden kann? der die Voraussetzungen für die Zulassung erfüllt;

Bestätigt wird diese Ansicht weiter durch 5 368 c Abs„ 2 Nr0
12

RVO im Zusammenhang mit Nro 1305 50 ZOZ enthält mithin keine

Regelung, die die Erweiterung des Tätigkeitsfeldes eines zuge—

lassenen Zehnarztes durch eine zusätzliche Beteiligung; die im

Ergebnis auf eine Doppelzulassung hinauslaufen wurde? zum

Gegenstand hat°

Aus diesen Gründen ist nur der genäß @ 368 g Abs() 2 EVO verein—

barte @ 6 Abs° 6 BMVZ vom 20 Mai 1962‚ der mit Wirkung vom
10 Juni 1962 in Kraft trat (@ 32 Abs° 1 BMVZ)‚ maßgebendo Danach

bedarf die Ausübung kassenzahäärztlichcr Tätigkeit in einer

Zweigpraxis der vorherigen Zustimmung der KZÄV9 in deren Be—

reich die Zweigpraxis liegto Entgegen den Bedenken des LSG ist

der in 5 6 Abso Satz 1 BMVZ zugunsten der KZÄV festgelegte

Zustimmungsvorbehalt grundsätzlich zulässig° Seine gesetzliche

Grundlage folgt aus dem Auftrag an die gemeinsame Selbstver—

waltung der Kassenzahnärzte und der Krankenkassen? die kassen—
zahnärztliche Versorgung zu regeln (5 568 g Abs„ 1 RVO)„ und

zwar mit dem Mittel der Gesamtverträgc (@ 368 g Abso 2 RV0)0

Unabhängig von der Aufgabe der Kassenzahnärztliehen Vereinigungen?

die kassenzahnärztlichc Versorgung sieherzustellen (@ 368 n bs„ 1

EVO)“7 —aus der sich uoao die Verpflichtung der KZÄV ergibt?
durch Anträge auf vorübergehende Beteiligung von Zahnärzten an
der kassenzahnärztlichen Versorgung für die Behebung von Hot—

ständen Sorge zu tragen”(5 50 ZOZ)— besteht der gemeinsame
Verantwortungshereich der Kassenzahnärzte und Krankenkassen?

die kasscnzahnärztliche Versorgung mit allen ihren Verästelungen

in geordnete Bahnen zu lenkeno 1 1;

iiifff“ ‘
1

Dazu gehört auch eine Regelung über die Erweiterung des Tätigkeits—
feldes eines Kassenzahnarztes durch Errichtung einer Zweigpraxis°

In einem solchen Falle? in dem es um geordnete Berufsausübung und

nicht um Bekämpfung von Notständen geht; könnten sich aus einer

1
‘» 10 „
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ungcrcgelten Betätigung Gefährdungen der kassenzahnärztliehen

Versorgung ergeben° Solehen Gefährdungen im Sinne einer vor—
beugendcn Gefahrenabwehr zu begegnen9 ist das erlaubte Ziel

des Zustimmungsvorbehaltso Daß die Vertragspartner des BMVZ

die Prüfung und Erteilung der Zustimmung in die alleinige Ver—

antwortung der KZÄV gestellt haben„ liegt im Ges*altungser—

missen der Vertragsbeteiligten und ist rechtlich bedenkenfreio

Die Entscheidung über die Zustimmung konnte mithin nur die

KZÄV treffeno Naeh alledem ist der Senat mit zwei Kassenzahn—
ärzten richtig besetzte

Der Senat konnte jedoeh nicht in der Sache entscheiden; da

ein Vorverfahren nicht stattgefunden hat‚ obgleich dieses

erforderlich waro Wie der Senat in seiner Entscheidung vom

200 Juli 1966 (BSG 259 120) näher dargelegt hat? sind in

Angelegenheiten des Kassenärztrechts —und das gilt mithin auch

für das Kassenzahnarztrecht— jedenfalls seit Inkrafttreten des

GKAR Verwaltungsakte in einem Vorvcrfahren nachzuprüfeni so—
Üeit das Gesetz nichts Abweichendes vorschreibtg Angelegen—
heiten

des Kassenarztrechts gehören zu den in @ 80 Nr„ 1 SGG

genannten Angelegenheiten der Krankenversieher„ngo Da das
\

Gesetz für die Frage der Erteilung der Zustimmung zur Ausübung

der kassenzahnärztlichen Tätigkeit in einer Zweigpraxis

keine Ausnahme vom Vorverfahrenszwang —wic in @ 81 Nro 2 SGG;

@ 368 i Abso 5 RVO— vorsieht? ist danach auch im vorliegenden

T3all die Durchführung eines Vorvcrfahrens vor der von der

Vertreterversammlung bestimmten Stelle (@ 85 1bs° 2 Nr„ 2 AGG)

unerläßlieh„ Auf das Erfordernis? auch im Bereich der kassen—

ärztlichen (kassenzahnärztlichen) Selbstverwaltung Widerspruchs«

stellen zur Durchführung von Vorverfahren in den vom Gesetz

bestimmten Fällen einzurichten? hat der Senat bereits in

seinem Urteil vom 150 Juli 1958 (BSG 73 292? 293) hingewieseno
“|?hr hat allerdings in der genannten Entscheidung das Vorver—

iahren für entbehrlich gehalten9 venn mangels Bestimmung

} „ 11 „
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einer Widerspruchsstelle die Durchführung eines Vorverfahrens

in angemessener Frist nicht erwartet werden Hanno Diese vom

Senat vor allem im Interesse der rechtsschutzsuehenden Be—

teiligten gebilligte Einschränkung ist jedoch längst gegen—

standslos geworden° Die Entscheidung vom 150 Juli 1958 betraf

einen 5 chverhalt aus der Zeit kurz nach dem Inkraftteten des

GKAR vom 170 August 1955 und bezog sich mithin nur auf eine

Übergangszeit nach dem Inkrafttreten des GKAR9 in der es frag—

lich sein konnte9 ob überhaupt Widerspruchsstellen bei den

KÄVen und KZÄVen einzurichten sind° Nachdem aber schon durch

diese Entscheidung klargestellt worden war9 daß es Entschei—

dungen der KZÄVen gibt? die in einem Vorverfahren nachzuprüfen

sind? kann es wegen der Bedeutung der "Filterfunktion" des

Widerspruchsvcrfahrens nicht mehr hingenommen werden? daß eine

KZÄV noch eine Reihe von Jahren nach diesem klarstellenden Urteil

keine Widerspruchsstelle errichtet hat° Nach dem Zweck? dem das

Vorverfahren nach dem Plan des Gesetzgebers dienen soll? ist es
notwendig? dem gerichtlichen Verfahren eine "Selbstkontrolle

der Verwaltung" vorzuschaltenv und diese ist auch dann nicht

entbehrlichD wenn die beklagte Verwaltung an der angefochtenen

Entscheidung im Prozeß festhält (vglo BSG 209 1999 200; 259
120; 121; 26? 174, 176)0 Da die Durchführung des Vorverfahrens
in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen eine unverzichtbare

Prozeßvoraussetzung darstellt9 'st sein Fehlen von Amts wegen

zu beachteno Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben und

der Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweiseng damit dieses

den Beteiligten Gelegenheit geben kann‚ das Vorverfahren dureh—

zuführeny da im vorliegenden Fall bereits in der Klage hilfs—

weise die Erhebung des Widerspruchs zu erblieken ist (vgl„ BSG

269 1793 177 mit weiteren Nachweisen)o

Damit ist der Widerspruchsstelle der beklagten■üÄV die
höglieh—

keit eröffnet‚ Vorab die materiell—rechtliche Grundlage ihrer

Entscheidung? insbesondere die Vereinbarkeit der Zustimmun (N‘...D’“

i ,4
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%

voraussctzungen in 5 6 Abso 6 Satz 2 BMVZ mit dem Zweck

des Zustimmungsvorbehaltsv zu prüfen0 Dabei wird davon aus—

zugehen sein‚ daß ein Zahnarzt9 der nach dem für ihn gelten—

den Berufsordnungsrecht eine Zweitpraxis betreiben darf?

grundsätzlich in Erweiterung dieses freiberuflichen Tätig—

keitsfeldes auch Kassenpatienten behandeln darf9 wenn nicht

ersichtlich ist? daß gerade die zahnärztliche Versorgung der
Versicherten durch die Betätigung des Kassenzahnarztes in

der Zweigpraxis gefährdet ist (vglo für die insoweit ähnliche

‘ragestellung der Eignung eines Kassenzahnarztes BBG 26? 13;

15)0
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